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0 Zusammenfassung

Wegen in der Landwirtschaft auftretenden Ertrags- und Marktpreisschwankungen forderten
Landwirtschaftsverbande jahrelang die Einflihrung einer steuerlichen Risikoausgleichsriick-
lage. Auf Initiative des Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirtschaft fiihrte der Ge-
setzgeber schlieBlich in § 32c EStG eine temporare TarifermalRigung fur Einklinfte aus Land-
und Forstwirtschaft ein. Den Subventionscharakter dieser TarifermaRigung hat der
Bundesrechnungshof zum Anlass genommen, die Regelungen ndher zu untersuchen.

Das Bundesministerium der Finanzen hatte Gelegenheit, zu dem Priifungsergebnis Stellung
zu nehmen. Es hat den Bericht des Bundesrechnungshofes zur Kenntnis genommen und da-
rauf verwiesen, dass die TarifermafSigung nach § 32c EStG zeitlich befristet und letztmalig im
Veranlagungszeitraum 2022 fir den Betrachtungszeitraum 2020 bis 2022 anzuwenden sei.
Der Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung sehe keine Verlangerung der Regelung
vor. Der Bundesrechnungshof schlieBt die Prifung ab.

0.1 Nach dem Willen des Gesetzgebers soll die TarifermaRigung nach § 32¢ EStG zuneh-
mende natur- und sektoralbedingte Gewinnschwankungen in Verbindung mit den
Folgen des globalen Klimawandels ausgleichen. Die TarifermaRigung gilt nur fir Ein-
kiinfte aus Land- und Forstwirtschaft. Von der Anwendung ausgenommen sind
Betriebe, die zwar land- und forstwirtschaftlich tatig sind, deren Einkiinfte jedoch
steuerlich als gewerbliche Einkiinfte eingestuft werden (Tz. 1 und Tz. 2).

0.2 Die TarifermaRigung wird auf Antrag regelmaRig nach Ablauf von drei aufeinanderfol-
genden Veranlagungszeitrdumen (Betrachtungszeitraum) gewahrt. Dabei geniigt es,
wenn in zwei Veranlagungszeitraumen Einkinfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt
werden. Die Regelung sieht einen Ausgleich zwischen der tariflichen Einkommen-
steuer einerseits und einer fiktiven durchschnittlichen Einkommensteuer anderer-
seits vor. Der TarifermaRigungsbetrag wird in mehreren Schritten ermittelt. Die Rege-
lung ist erstmals fiir den Veranlagungszeitraum 2016 mit der Mal3gabe anzuwenden,
dass der erste Betrachtungszeitraum die Veranlagungszeitraume 2014 bis 2016 um-
fasst. Im Veranlagungszeitraum 2022 kann eine TarifermaRigung letztmalig bertick-
sichtigt werden. Die TarifermaRigung ist neben den Regelungen zum abweichenden
Wirtschaftsjahr (§ 4a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG) anwendbar (Tz. 2 und Tz. 3).

0.3 Der Bundesrechnungshof hat in Bayern insgesamt 82 liberwiegend zufallig ausge-
wahlte Steuerfalle untersucht, die einen Bezug zu § 32c EStG hatten. In 64 Fillen
gewahrten die Finanzamter tarifliche ErmaRigungen von insgesamt rund 1 Mio. Euro.
In keinem der untersuchten Falle fand der Bundesrechnungshof Anhaltspunkte dafir,
dass Gewinnschwankungen auf Preisschwankungen bei landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen zuruckzufihren waren oder klimatische Ursachen hatten.

Vielmehr waren die Griinde fiir die Gewinnschwankungen vielfiltig und resultierten
aus
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e gangigen, auch in anderen Wirtschaftszweigen Ublichen Geschaftsvorfallen, wie
beispielsweise der VerduBerung von betrieblichem Anlagevermoégen oder Aus-
schittungen aus Beteiligungen (Tz. 4.3, Tz. 4.4 und Tz. 4.5),

e steuerlichen Griinden wie beispielsweise dem Ubergang von der Gewinnermitt-
lung nach Durchschnittssatzen zur Gewinnermittlung durch Bestandsvergleich
(Tz. 4.2 und Tz. 4.8) oder

e der Ausiibung steuerlicher Wahlrechte wie der Ubertragung stiller Reserven nach
§ 6b EStG bzw. § 6¢ EStG (Tz. 4.6) oder der Bildung eines Investitionsabzugsbe-
trags (I1AB) nach § 7g EStG (Tz. 4.7).

Die TarifermaRigung nach § 32c EStG geht in der Praxis an dem gesetzgeberischen
Ziel vorbei. Als urséachlich hierfiir sieht der Bundesrechnungshof, dass die Anwendung
nicht auf Ergebnisse der landwirtschaftlichen Urproduktion eines aktiv bewirtschafte-
ten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs beschrankt ist. Vielmehr begiinstigt die
Regelung Mitnahmeeffekte, insbesondere aullerordentliche Gewinne, die in keinem
direkten Zusammenhang mit der eigentlichen Bewirtschaftung des land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebes stehen, beispielsweise die Entnahme oder den Verkauf
betrieblicher Grundstiicke (Tz. 5).

Fiir Land- und Forstwirte bestehen ungeachtet der TarifermaRigung bereits steuerli-
che Regelungen, nach denen Gewinnschwankungen ausgeglichen werden kénnen. So
schaffen Wahlrechte wie der Investitionsabzugsbetrag nach § 7g EStG oder Riickla-
gen nach § 6b EStG die Moglichkeit, Gewinne nicht nur veranlagungszeitraum-, son-
dern auch wirtschaftsjahriibergreifend zu verschieben. Auch hat der Gesetzgeber mit
§ 4a Absatz 2 Nummer 1 EStG eine Norm geschaffen, die bei Land- und Forstwirten
eine vom Kalenderjahr abweichende Gewinnermittlung fiir das Wirtschaftsjahr be-
stimmt, um eine Glattung volatiler land- und forstwirtschaftlicher Gewinne zu errei-
chen (Tz. 5).

Der Bundesrechnungshof halt die Beschrdankung der TarifermaRigung auf Einkiinfte
aus Land- und Forstwirtschaft fiir rechtlich bedenklich. Vom globalen Klimawandel
und den sich daraus ergebenden wirtschaftlichen Folgen sind gleichermalen land-
und forstwirtschaftliche Betriebe betroffen, die aufgrund ihrer Struktur oder ihrer
Rechtsform gewerbliche Einkiinfte erzielen. Zudem sind auch Ertrdge anderer Wirt-
schaftszweige von Wettereinfliissen abhadngig und unterliegen dadurch bedingten
Gewinnschwankungen. Diese Einkiinfte sind jedoch explizit von einer Tarifermafi-
gung ausgeschlossen (Tz. 5).

Um die TarifermaRigung entsprechend dem Ziel des Gesetzgebers umzusetzen, ware
eine Anderung des § 32c EStG notwendig. Gewinne, die auRerhalb der operativen
Tatigkeit eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs erwirtschaftet werden, waren
von der Beglinstigung auszunehmen. Zudem misste gewahrleistet sein, dass es nicht
zu Mehrfachbegiinstigungen kommt. Da die Regelung letztmalig fiir den



Veranlagungszeitraum 2022 anzuwenden ist, halt der Bundesrechnungshof eine ent-
sprechende Anderung der Vorschrift fiir geboten, wenn die TarifermaRigung in der
derzeit geltenden Form verlangert oder als Dauerregelung etabliert werden soll. In
diesem Fall sollte die Bundesregierung auf der Grundlage ihrer eigenen subventions-
politischen Leitlinien auch prifen, ob das Ziel der TarifermaRigung besser durch eine
direkte Forderung zu erreichen ist. Nach diesen Leitlinien sollen Subventionen vor-
rangig als Finanzhilfen und nicht als Steuervergiinstigungen gewahrt werden (Tz. 6).



1 Gegenstand, Anlass und Umfang der Prifung

Die Landwirtschaft ist immer wieder Wetterextremen ausgesetzt, die mitunter auf den Kli-
mawandel zuriickgefiihrt werden. Regional verursachten Starkregen, Trockenheit und Diirre
in den letzten Jahren erhebliche Schaden. Nicht alle Landwirte sind gegen Unwetterschaden
vollumfanglich versichert. Als Alternative zu meist teuren Versicherungen bei Schiaden durch
Extremwetterlagen forderten Landwirtschaftsverbdnde die Einflihrung einer steuerlichen
Risikoausgleichsriicklage. In einer Studie aus dem Jahr 2011 zur Umsetzung einer Risikoaus-
gleichsriicklage wurde ersatzweise eine mehrjahrige steuerliche Gewinnglattung diskutiert.!
Auch der Wirtschaftliche Beirat fiir Agrarpolitik beim Bundesministerium fiir Ernahrung und
Landwirtschaft (BMEL) sprach sich fiir die Einfiihrung einer steuerlichen Einkommensglat-
tung als erganzendes Instrument zur Krisen- und Risikobewaltigung in der Land- und Forst-
wirtschaft aus.? Auf Initiative des BMEL fiihrte der Gesetzgeber schlieBlich in § 32c EStG eine
temporare TarifermaRigung fir Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft ein. Den Subventi-
onscharakter dieser TarifermaRigung hat der Bundesrechnungshof zum Anlass genommen,
die Regelung naher zu untersuchen.

Der Bundesrechnungshof flihrte 6rtliche Erhebungen in Bayern durch. Zur Vorbereitung der
Prifung forderte er beim Bayerischen Landesamt fiir Steuern eine Auswertung aller Falle mit
Einklinften aus Land- und Forstwirtschaft fiir die Veranlagungszeitraume 2014 bis 2016 an.
Aus der Auflistung wahlte er 87 Steuerakten von Land- und Forstwirten aus insgesamt

32 bayerischen Finanzamtern aus.

Die ausgewahlten Félle setzen sich wie folgt zusammen:

e 64 Falle, bei denen ein TarifermafRigungsbetrag zum Zeitpunkt der Auswertungen berech-
net und der Einkommensbesteuerung fir das Jahr 2016 zugrunde gelegt worden war
(Auswahl der Falle aufgrund ihrer hohen steuerlichen Auswirkung bzw. nach Zufallskrite-
rien),

e 5 Fille, bei denen nach dem Einkommensteuerbescheid 2016 die TarifermaRigung 0 Euro
betrug (zufallig ausgewahlt),

e 18 Fille, bei denen der Steuerpflichtige? auf die TarifermaRigung nach § 32c EStG schrift-
lich verzichtet hatte (ebenfalls per Zufallsauswahl).

1 Bahrs, E. (2011): Diskussion und Bewertung der méglichen Einfiihrung einer Risikoausgleichsriicklage zum
Ausgleich von wetter- und marktbedingten Risiken in der Landwirtschaft.

2 Wissenschaftlicher Beirat fiir Agrarpolitik beim Bundesministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (2011): Risiko- und Krisenmanagement in der Landwirtschaft — Zur Rolle des Staates beim
Umgang mit Ertrags- und Preisrisiken.

3 Aus Griinden der besseren Lesbarkeit wird bei Personenbezeichnungen und personenbezogenen Hauptwér-
tern in diesem Bericht die mannliche Form verwendet. Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der Gleich-
behandlung grundsatzlich fiir alle Geschlechter. Die verkirzte Sprachform hat nur redaktionelle Griinde und
beinhaltet keine Wertung.



Insgesamt beziehen sich die Feststellungen des Bundesrechnungshofes auf gewahrte Tarifer-
maRigungen nach § 32c EStG von rund 1 Mio. Euro.

Von den angeforderten Steuerakten legten die Finanzamter 85 Falle vor. Da drei Akten nicht
alle notwendigen Vorgange aller Veranlagungszeitraume des Betrachtungszeitraums enthiel-
ten, konnten wir letztendlich 82 Falle fiir das Priifungsthema verwerten.

Wir nahmen im November 2020 im Finanzamt Miinchen Zentralabteilung Einsicht in die
Steuerakten und in die Gewinnermittlungen der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe.
Mit Hilfe der Berechnungsprogramme der Finanzverwaltung ermittelten wir in jedem Fall die
Tarifermaligung nach § 32c EStG.

Nach den Agrarstrukturerhebungen im Jahr 2020 befinden sich mehr als 32 % aller in
Deutschland aktiven land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in Bayern (rund 85 000 Betriebe
von bundesweit etwa 263 000 Betrieben).* Da der Bundesrechnungshof bei den Erhebungen
in Bayern erkannte, dass die Prifungsfeststellungen systemischer Art sind und keine regio-
nalspezifischen Aspekte aufweisen, ging er davon aus, dass die gewonnenen Erkenntnisse
auch fir die anderen Bundeslander zutreffen. Er verzichtete deshalb auf weitere Erhebungs-
stellen.

Zum Stichtag 1. Juni 2021 erhoben wir zudem die aktuellen Antragszahlen und die Hohe der
gewahrten TarifermaRigungsbetrage fiir den ersten und zweiten Betrachtungszeitraum (Ver-
anlagungszeitrdume 2017 bis 2019).

Das Bundesministerium der Finanzen hatte Gelegenheit, zu dem Priifungsergebnis Stellung
zu nehmen. Es hat den Bericht des Bundesrechnungshofes zur Kenntnis genommen und da-
rauf verwiesen, dass die TarifermaRigung nach § 32c EStG zeitlich befristet und letztmalig im
Veranlagungszeitraum 2022 fir den Betrachtungszeitraum 2020 bis 2022 anzuwenden sei.
Der Koalitionsvertrag der aktuellen Bundesregierung sehe keine Verlangerung der Regelung
vor. Der Bundesrechnungshof schliefl3t die Prifung ab.

2 Rechtslage

2.1 Rechtsentwicklung

Das BMEL erarbeitete im Jahr 2016 einen Entwurf fiir ein Gesetz zum Erlass und zur Ande-
rung marktordnungsrechtlicher Vorschriften sowie zur Anderung des Einkommensteuergeset-
zes. Dieser Arbeitsentwurf enthielt u. a. eine Steuerermagigung bei Einkiinften aus Land-

4 Siehe unter https://www.destatis.de/DE/Themen/Branchen-Unternehmen/Landwirtschaft-Forstwirtschaft-
Fischerei/Landwirtschaftliche-Betriebe/Tabellen/oekologischer-landbau-bundeslaender.html (letztmals am
28. Dezember 2021 abgerufen).




und Forstwirtschaft, die Gewinnschwankungen nachtraglich durch eine individuelle Steuer-
ermaBigung korrigiert und damit land- und forstwirtschaftliche Betriebe entlastet. Denn die
Folgen des globalen Klimawandels hatten ,,zunehmend splrbar zu massiven Ernteausfallen
und daraus resultierenden schwankenden Gewinnen gefiihrt”, und ,weitere vielfaltige
Grinde [fihrten] derzeit zu einer erheblichen Verschlechterung der Ertragslage, die im Be-
reich der Tierhaltung besonders dramatisch” sei. Die geplante ,Gewinnverteilung fiir Land-
und Forstwirte soll eine ausgeglichene Besteuerung aufeinanderfolgender guter und
schlechter Wirtschaftsjahre gewahrleisten.” Der Ausgleich der Eink{infte aus Land- und
Forstwirtschaft sollte liber drei Jahre (sogenannter Betrachtungszeitraum, Tz. 2.2.2) erfol-
gen. Die Vorschrift war von Amts wegen zu berlicksichtigen und konnte deshalb auch zu einer
Einkommensteuernachzahlung fihren.

Der Gesetzgeber tibernahm in dem Gesetz zum Erlass und zur Anderung marktordnungsrecht-
licher Vorschriften sowie zur Anderung des Einkommensteuergesetzes vom 20. Dezember 2016°
die Regelung und die Begriindung des Arbeitsentwurfs des BMEL weitestgehend und fihrte
in § 32c EStG die als Tarifgldttung fiir Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft bezeichnete
Vorschrift ein. Die Anwendung der Norm war auf drei Betrachtungszeitrdume und damit auf
neun Jahre befristet.® Das Inkrafttreten der Tarifglattung unterlag nach Artikel 5 des Geset-
zes einer Notifizierungspflicht”.2 Damit sollte die Regelung erst an dem Tag wirksam werden,
an dem die EU-Kommission feststellt, dass § 32c EStG (und die damit korrespondierende
Anrechnung auf die Einkommensteuer nach § 36 Absatz 2 Nummer 3 EStG) keine oder eine
mit dem Europdischen Binnenmarkt vereinbare Beihilfe darstellt. Das Notifizierungsverfah-
ren wurde am 19. Dezember 2016 eingeleitet. Die EU-Kommission sah die beihilferechtli-
chen Vorschriften der Europdischen Union nicht deutlich genug erfiillt und duBerte sich zu
der Regelung nicht. Die Tarifglattung flr Einkilinfte aus Land- und Forstwirtschaft nach

§ 32¢ EStG in der ersten Fassung trat damit nie in Kraft.

Im Laufe des Notifizierungsverfahrens stimmte Deutschland die Regelung mit der Generaldi-
rektion Landwirtschaft und landliche Entwicklung der EU-Kommission ab. Danach setzte der
Gesetzgeber deren Vorgaben in das nationale Recht um und passte § 32¢ EStG (nunmehr:
TarifermaBigung bei Einkilinften aus Land- und Forstwirtschaft) durch das ,Gesetz zur wei-
teren steuerlichen Férderung der Elektromobilitit und zur Anderung weiterer Vorschrif-
ten (JStG 2019)” vom 19. Dezember 2019° an. Die Vorgaben der EU-Kommission wurden als

> Der Deutsche Bundestag hat am 1. Dezember 2016 (Bundestagsdrucksache 18/10237 — Gesetzentwurf
und Bundestagsdrucksache 18/10468 — Beschlussempfehlung und Bericht) und der Bundesrat am
16. Dezember 2016 (Bundesratsdrucksache 715/16) dem Gesetz zum Erlass und zur Anderung marktord-
nungsrechtlicher Vorschriften sowie zur Anderung des Einkommensteuergesetzes (MarktordAndG) seine
Zustimmung erteilt. Das Gesetz wurde am 20. Dezember 2016 ausgefertigt und im Bundesgesetzblatt am
23. Dezember 2016 veroffentlicht (BGBI. 2016 | S. 3045).

6 Vgl. § 52 Absatz 34b EStG-E in der Fassung des MarktordAndG zu § 34e EStG-E. Die Regelungen sind spiter
in § 52 Absatz 33a EStG JStG 2019 (ibernommen worden.

7 Nach Artikel 108 Absatz 3 Satz 1 des Vertrags Uiber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEU-Vertrag)
sind unter bestimmten Voraussetzungen Beihilfen bei der EU-Kommission anzuzeigen und genehmigen zu
lassen (Notifizierungspflicht).

& §52 Absatz 33a EStG-E.

9 Veréffentlicht im BGBI. 20191 S. 2451 ff.

10



Zulassigkeitsvoraussetzungen fur die Tarifermadfligung in § 32c Absatz 5 Satz 1 Nummer 3
bis 6 EStG aufgenommen.

In ihrem Gesetzentwurf vom 23. September 2019 erlauterte die Bundesregierung Grund und
Ziele der Novelle.'° Danach soll die ,Gewinnverteilung fiir die Land- und Forstwirtschaft [...]
eine ausgeglichene tarifliche Besteuerung aufeinanderfolgender guter und schlechter Wirt-
schaftsjahre gewahrleisten. Hierzu wird das Besteuerungsverfahren umgestellt und eine
TarifermaRigung fur Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft eingefiihrt.” Weiter heiflt es in
der Begriindung, dass die ,Regelung [...] den Rechtsgedanken einer durchschnittlichen Besteu-
erung von Einkiinften aus Land- und Forstwirtschaft [libernimmt] und [...] den Zeitraum der
natur- und sektoralbedingten Gewinnschwankungen auf drei Jahre fest[setzt] (Betrachtungs-
zeitraum). Damit soll gewahrleistet werden, dass die bereits in den letzten Jahren zuneh-
menden Preisschwankungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (Volatilitat der Markte) in
Verbindung mit den spilirbaren Folgen des globalen Klimawandels und die daraus resultie-
renden wirtschaftlichen Entwicklungen im Steuerrecht zeitgemal$ bericksichtigt werden.”

Auch das Inkrafttreten der Neufassung der TarifermaRigung nach § 32¢ EStG stand unter
dem Zustimmungsvorbehalt der EU-Kommission (Artikel 39 Absatz 8 JStG 2019). Mit Beschluss
vom 30. Januar 2020 stellte diese schlieBlich die Vereinbarkeit der Regelungen mit dem Bin-
nenmarkt fest und erteilte ihre Zustimmung.!

2.2 Regelungsinhalte

2.2.1 Anwendung

§ 32c EStG gilt nur fur Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 EStG (§ 32c
Absatz 1 Satz 1 EStG). Von der Anwendung ausgenommen sind Betriebe, die zwar land- und
forstwirtschaftlich tatig sind, deren Einkiinfte jedoch steuerlich als gewerbliche Einkiinfte
eingeordnet werden. Damit sind beispielsweise gewerblich gepragte Personengesellschaften
grundsatzlich von der Begiinstigung ausgeschlossen.

Die TarifermaRigung setzt einen Antrag des Land- und Forstwirtes voraus.? Damit soll sicher-
gestellt werden, dass diese nicht zu einer héheren Einkommensteuer flihrt und keine Nach-
zahlung auslost. Gleichzeitig steht dem Land- und Forstwirt ein Wahlrecht zu, die Tariferma-
Bigung fur jeden der drei Betrachtungszeitraume unterschiedlich zu beanspruchen.

§ 32c EStG ist neben den Regelungen zum abweichenden Wirtschaftsjahr anwendbar. Nach
§ 4a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 EStG ermitteln Land- und Forstwirte den Gewinn/Verlust

10 vgl. Bundestagsdrucksache 19/13436.
11 verdffentlicht am 27. Marz 2020 im BGBI. 20201, S. 597.
12 §32c Absatz 1 Satz 1 EStG.
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nach einem vom Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr.'® In der Folge ist der ermit-
telte Gewinn/Verlust zeitanteilig auf die beiden betroffenen Kalenderjahre aufzuteilen (§ 4a
Absatz 2 Nummer 1 EStG). Dadurch gleichen sich Gewinnschwankungen Gber zwei Veranla-
gungszeitrdume aus, was einen progressionsglattenden Effekt erzielt. Die Regelung des ab-
weichenden Wirtschaftsjahres bei Land- und Forstwirten wird auch als ,,zweijdhrige Gewinn-
glattung” bezeichnet.

2.2.2 Betrachtungszeitraum

Die TarifermaRigung wird regelmaRig nach Ablauf von drei Veranlagungszeitrdumen (Betrach-
tungszeitraum) gewahrt (§ 32c Absatz 1 Satz 1 EStG). Erstmals ist die TarifermaBigung fiir
den Veranlagungszeitraum 2016 mit der MaRgabe anzuwenden, dass der erste Betrach-
tungszeitraum die Veranlagungszeitrdume 2014 bis 2016 umfasst (§ 52 Absatz 33a Satz 2
EStG). Die weiteren Betrachtungszeitraume bilden die Veranlagungszeitraume 2017 bis 2019
und 2020 bis 2022 (§ 52 Absatz 33a Satz 3 EStG). § 32c EStG ist damit letztmalig fur den Ver-
anlagungszeitraum 2022 anzuwenden (§ 52 Absatz 33a Satz 4 EStG).

Fiir die Anwendung der TarifermaRigung ist es aus Griinden der Vereinfachung und zur bes-
seren Administrierbarkeit ausreichend, wenn in mindestens zwei Veranlagungszeitraumen
eines Betrachtungszeitraums Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt werden (§ 32c
Absatz 1 Sdtze 1 und 3 EStG) und im letzten Veranlagungszeitraum eine Einkommensteuer-
veranlagung erfolgt!®. Unbeachtlich ist, in welchem Veranlagungszeitraum des Betrachtungs-
zeitraums keine Einkilnfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt werden.

2.2.3 Berechnung der TarifermalSigung

Die Berechnung der TarifermaRigung erfolgt bei der Steuerfestsetzung des letzten Veranla-
gungszeitraums des Betrachtungszeitraums. Sie erfolgt nicht betriebsbezogen. Zu berick-
sichtigen sind alle land- und forstwirtschaftlichen Einkunftsquellen. Im Fall der Zusammen-
veranlagung sind die Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft beider Ehegatten/Lebenspart-
ner zusammenzurechnen (§ 32c Absatz 3 Satz 3 EStG).

Die Berechnung erfolgt in mehreren Schritten:
Zundachst sind die Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft fiir jeden Veranlagungszeitraum

des Betrachtungszeitraums um Bestandteile zu korrigieren, die nicht beginstigt sind (§ 32c
Absatz 4 EStG). Dies sind

13 Fir Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 2018 beginnen, kédnnen land- und forstwirtschaftliche
Betriebe auch das Kalenderjahr als Wirtschaftsjahr bestimmen (§ 8c Absatz 2 Satz 1 EStDV; fuinfte Verord-
nung zur Anderung steuerlicher Verordnungen, Artikel 1).

14" U. a. Bundestagsdrucksache 19/4173 Frage 10.

5 BMF-Schreiben vom 19. September 2020, Randziffer 15.
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e VerduBerungsgewinne nach § 14i. V. m. § 34 Absatz 1 oder 3 EStG,

e nach § 34a EStG beglinstigte nicht entnommene Gewinne (Thesaurierungsbegiinstigung)
und

e Einkiinfte aus auBerordentlicher Holznutzung nach § 34b Absatz 1 und 2 EStG (,,Kalami-
tat”).

Fiir jeden Veranlagungszeitraum des Betrachtungszeitraums wird im ndchsten Schritt die
Einkommensteuer berechnet, die aufgrund der Festsetzung auf die Einklinfte aus Land- und
Forstwirtschaft entfallt (§ 32c Absatz 1 EStG). Dazu wird die Summe der positiven Einkiinfte
aus Land- und Forstwirtschaft zur Summe der anderen positiven Einkiinfte ins Verhaltnis
gesetzt (§ 32c Absatz 3 EStG). Der so ermittelte prozentuale Anteil der land- und forstwirt-
schaftlichen Einkiinfte ist dann auf die bei der jeweiligen Einkommensteuerveranlagung des
Betrachtungszeitraums ausgewiesene tarifliche Einkommensteuer anzuwenden.

AnschlieBend ist eine fiktive tarifliche Einkommensteuer zu bestimmen, die auf die durch-
schnittlichen Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft entfallt (§ 32c Absatz 2 EStG). Zunachst
ist dazu der Durchschnitt der Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft der Veranlagungen
eines Betrachtungszeitraums zu errechnen. Dabei sind nicht die Ergebnisse der ggf. vom
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahre malRgebend, sondern die Einkiinfte nach

§ 13 EStG der betreffenden Veranlagungszeitraume. Bei Steuerberechnungen der drei Ver-
anlagungszeitraume mit den fiktiven, durchschnittlichen Einkiinften aus Land- und Forstwirt-
schaft ist erneut das Verhaltnis der Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft zur Summe der
positiven Einklinfte zu ermitteln (§ 32c Absatz 3 EStG). Der so ermittelte Prozentsatz ist fiir
jeden Veranlagungszeitraum auf die fiktive Einkommensteuer anzuwenden.

Im letzten Schritt ist die Summe der bislang festgesetzten Einkommensteuer mit der Summe
der berechneten fiktiven, auf die Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft entfallenden Ein-
kommensteuer innerhalb eines Betrachtungszeitraumes zu vergleichen (§ 32c Absatz 1
Satze 2 und 3 EStG). Ubersteigt die Summe der tatsichlichen Einkommensteuer die fiktive
Einkommensteuer, wird die festzusetzende Einkommensteuer des letzten Veranlagungszeit-
raums im Betrachtungszeitraum um den Unterschiedsbetrag gemindert. Ist die TarifermaRi-
gung hoher als die tarifliche Einkommensteuer der letzten Veranlagung des Betrachtungs-
zeitraums, wird der nicht zum Abzug gebrachte TarifermaRigungsbetrag auf die Einkommen-
steuer bei der letzten Veranlagung des Betrachtungszeitraums angerechnet (§ 36 Absatz 2
Nummer 4 EStG).
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3 Allgemeine Feststellungen

3.1 Bedeutung der Tarifermalligung

Der Bericht der Bundesregierung (iber die Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und der
Steuervergiinstigungen fiir die Jahre 2017 bis 2020 (27. Subventionsbericht) fihrte

§ 32¢ EStG als Steuerverglinstigung auf.'® Angaben zu daraus resultierenden Steuerminder-
einnahmen waren ,wegen unzureichenden Datenmaterials bzw. wegen besonderer Schwie-
rigkeiten bei der Schatzung nicht moglich“.’” Die beihilferechtliche Genehmigung der EU-
Kommission stand zum Zeitpunkt der Erstellung des Berichts (Mai 2019) noch aus.'®

Das Bundeskabinett hat am 18. August 2021 den Bericht der Bundesregierung liber die Ent-
wicklung der Finanzhilfen des Bundes und der Steuervergiinstigungen fiir die Jahre 2019

bis 2022 (28. Subventionsbericht) beschlossen. Um ihre klima- und umweltpolitischen Ziele
zu erreichen, setzt die Bundesregierung im 28. Subventionsbericht deutliche Schwerpunkte
in subventionspolitische MaBnahmen zur Forderung des Klima- und Umweltschutzes. Das
finanzielle Volumen der Steuerverginstigung , TarifermaRigung nach § 32¢ EStG” schatzt die
Bundesregierung wie folgt®°:

Tabelle 1
Finanzielles Volumen der TarifermaRigung

Kalenderjahr Steuermindereinnahmen

(Schdtzung, in Mio. Euro)

2019 -

2020 140
2021 110
2022 30

Quelle: 28. Subventionsbericht.

Bis zum 16. September 2020, dem Zeitpunkt der Erstellung der von uns angeforderten
maschinellen Auswertung, haben die bayerischen Finanzamter insgesamt 2 420 Antrage auf
TarifermaBigung, die den ersten Betrachtungszeitraum betrafen, bearbeitet und die ErmaRi-
gungsbetrage den (gednderten) Einkommensteuerbescheiden fir das Jahr 2016 zugrunde
gelegt. In den Steuerbescheiden wurden Tarifermafligungen nach § 32¢ EStG in Hohe von
insgesamt 2 711 547 Euro berlcksichtigt. Zusatzlich erstatteten die Finanzamter den Solida-
ritdtszuschlag sowie Zinsen nach § 233a AO.

16 27. Subventionsbericht, Bundestagsdrucksache 19/15340.
17 27. Subventionsbericht Anlage 2, S. 77 und 318.

18 27. Subventionsbericht, S. 79 FuRBnote 8.

19 28. Subventionsbericht, S. 412.
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Zum Stichtag 1. Juni 2021 bearbeiteten die bayerischen Finanzamter fir die beiden ers-
ten Betrachtungszeitraume (Veranlagungszeitraume 2014 bis 2016 und Veranlagungszeit-
raume 2017 bis 2019) insgesamt 49 434 Antrage:

e 6274 Land- und Forstwirte verzichteten im Antrag auf eine TarifermaRigung,
e in 41650 Fallen gewahrten die Finanzamter eine Tarifermaligung,
e 1510 Antrage lehnten die Bearbeiter und Bearbeiterinnen ab.

Die Summe der gewdhrten TarifermaBigungen konnte das Bayerische Landesamt fiir Steuern
nicht beziffern.

Die Verteilung der Antrage der beiden ersten Betrachtungszeitraume auf GréRBenordnungen
von ErmaRigungsbetrigen ist der folgenden Ubersicht zu entnehmen:

Tabelle 2

Betragsmaldige Verteilung der TarifermaRigung nach
§ 32c¢ EStG in Bayern

(Stichtage: 16. September 2020 und 1. Juni 2021)

Stichtag der Abfrage Stichtag der Abfrage

16. September 2020 1. Juni 2021
ErmaRigungsbetrag Anzahl der Antrage | Summe der ErmaRigungsbetrage = Anzahl der Antrage

in Euro

unter 500 Euro 1520 200908 28 845
500 Euro bis 999 Euro 326 232878 4919
1 000 Euro bis 4 999 Euro 473 1035973 6619
5000 Euro bis 9 999 Euro 65 441518 872
Uber 5 000 Euro 36 800 270 395
Summen 2420 2711547 41 650

Quelle: Bayerisches Landesamt fiir Steuern Niirnberg und Bundesrechnungshof.

3.2 Bearbeitungsverfahren in den Finanzamtern
Eine Arbeitsgruppe hatte die Einfihrung des § 32¢c EStG begleitet und die Vorschrift analysiert. Im
Ergebnis hielt sie eine vollautomatische, Veranlagungszeitraumibergreifende Unterstitzung

der Berechnung fir notwendig.

Eine automatisierte Berechnung der TarifermaRigung gibt es bis heute nicht. Die Bearbeite-
rinnen und Bearbeiter der Finanzamter miissen deshalb die Tarifermafligung manuell

15



berechnen. Dabei verwenden sie das vom BMF und den Landern entwickelte Excel-Tool , Ar-
beitshilfe § 32¢ EStG“, in das sie selbstermittelte Werte sowie Daten aus dem Festsetzungs-
programm und der maschinellen Bescheidauskunft eintragen. Das Excel-Tool errechnet zu-
nachst die durchschnittlich beglinstigten Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft. Die Bear-
beiterinnen und Bearbeiter ermitteln anschlieRend fiir jeden Veranlagungszeitraum des Be-
trachtungszeitraum durch eine Probeberechnung die fiktive tarifliche Einkommensteuer, die
sich bei Ansatz der durchschnittlich beglinstigten Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft er-
geben wiirde, und libertragen sie in die Berechnungshilfe. Das Excel-Tool berechnet daraus
dann den Betrag der TarifermaRigung nach § 32c EStG. In einem letzten Schritt erfassen die
Bearbeiterinnen und Bearbeiter dieses Ergebnis bei der maschinellen Berechnung der Ein-
kommensteuer des letzten Veranlagungszeitraums des Betrachtungszeitraums personell. Bei
der maschinellen Bescheiderstellung mindert dann der TarifermaRigungsbetrag die tarifliche
Einkommensteuer oder wird von der festgesetzten Einkommensteuer abgezogen.

4  Analyse der untersuchten Steuerfalle mit
Tarifermalligung

In 64 untersuchten Fallen (erster Betrachtungszeitraum) lag jeweils ein Antrag auf Tariferma-
Bigung nach § 32¢ EStG vor. Jeder Antrag entsprach den gesetzlichen Vorgaben. Fast alle
Steuerpflichtigen verwendeten den von der Verwaltung aufgelegten Vordruck ,,Anlage 32c EStG”“.
Insgesamt 36 Steuerpflichtige fiigten ihrem Antrag eine Berechnung der TarifermaRigung bei
(rund 57 %). In 28 Féllen fehlte bei dem Antrag diese Berechnung.

Der Bundesrechnungshof untersuchte die Berechnungen der Antragsteller und stellte fest,
dass nur jede flinfte zum richtigen Ergebnis kam. Haufig bericksichtigten die Antragsteller
als festgesetzte Steuer einen unzutreffenden Betrag oder beriicksichtigten Verluste aus
anderen Einkunftsarten nicht.

4.1 Anwendungsunterschiede im Hinblick auf die
EinklUnfteverteilung im Betrachtungszeitraum

4.1.1 Keine TarifermaBigung trotz Einklinften in
drei Veranlagungszeitraumen

In nahezu allen eingesehenen Fallen hatten die Steuerpflichtigen in allen drei Veranlagungs-
zeitraumen des Betrachtungszeitraums Einklnfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt. Der
Bundesrechnungshof stellte fest, dass trotzdem die TarifermaRigung nicht immer anzuwen-
den war.
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Fallbeispiel 1: CE-Signal

Bei einem Landwirt hatte das Finanzamt das sogenannte CE-Signal gesetzt. Dieses Signal
bewirkt, dass der Steuerpflichtige nur in jedem dritten Veranlagungszeitraum zur Abgabe
einer Einkommensteuererklarung aufgefordert und veranlagt wird. Damit wurde in diesem
Fall nur in einem Veranlagungszeitraum des Betrachtungszeitraums ein Einkommensteuer-
bescheid mit Einklinften aus Land- und Forstwirtschaft erstellt. Gemal} § 32c Absatz 1

Satz 3 EStG scheidet eine TarifermaRigung aus, obwohl der Steuerpflichtige wahrend des ge-
samten Betrachtungszeitraums landwirtschaftlich tatig war.

4.1.2 TarifermaRigung trotz Einklinften in nur
zwei Veranlagungszeitraumen

Der Bundesrechnungshof fand aber auch Falle vor, in denen die TarifermaBigung gewahrt
wurde, obwohl in nur zwei Veranlagungszeitrdumen des Betrachtungszeitraums Einkinfte
aus Land- und Forstwirtschaft erzielt wurden.

Fallbeispiel 2: ,,einkunftsloser” Veranlagungszeitraum

Der Steuerpflichtige hatte mit Vertrag vom 1. Juli 2015 einen -betrieb Ubernom-
men. Fir den Betrieb wurde folgender Gewinn ermittelt (Wirtschaftsjahr 1. Juli bis 30. Juni):

Wj. 2015/16 91 108 Euro
Wj. 2016/17 91 416 Euro

Die Umsatze wichen in den beiden Wirtschaftsjahren kaum voneinander ab.

In den Einkommensteuerbescheiden 2015 und 2016 wurden folgende Einkiinfte aus Land-
und Forstwirtschaft bericksichtigt:

VZ 2015 45 554 Euro
VZ 2016 91 262 Euro

Der Landwirt stellte einen ordnungsgemaBen Antrag auf Tarifermaligung.

Das Finanzamt gewahrte rechtlich ordnungsgemaf die Beglinstigung und verteilte bei der
Berechnung des TarifermaRigungsbetrags die in den Einkommensteuerbescheiden 2015
und 2016 angesetzten Einkilinfte aus Land- und Forstwirtschaft auf die drei Veranlagungs-
zeitrdume des Betrachtungszeitraums (2014, 2015 und 2016). Damit wurden bei der fikti-
ven Berechnung der Einkommensteuer 2014 Einkinfte aus Land- und Forstwirtschaft ange-
setzt, obwohl der Steuerpflichtige in diesem Jahr nicht land- und forstwirtschaftlich tatig
war. Letztendlich bewirtschaftete der Landwirt den Betrieb erst ab 1. Juli 2015 und war damit
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nur 1% Jahre landwirtschaftlich tatig, also der Halfte des Betrachtungszeitraums von
drei Jahren.

4.2 TarifermaBigung in Abhangigkeit von der
Gewinnermittlungsart

In den eingesehenen 64 Steuerfallen mit TarifermaBigung nach § 32c EStG ermittelten die
Steuerpflichtigen ihren Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft in den Veranlagungszeitrau-
men 2014 bis 2016 wie folgt:

e 33 Steuerpflichtige durch Betriebsvermoégensvergleich (§ 4 Absatz 1 bzw. § 5 Absatz 1
EStG)

e 20 Steuerpflichtige durch Einnahmeniiberschussrechnung (§ 4 Absatz 3 EStG)
e 10 Steuerpflichtige nach Durchschnittssatzen (§ 13a EStG); davon wechselten zwei Land-
und Forstwirte wahrend des Betrachtungszeitraums von der Gewinnermittlung nach

§ 13a EStG zum Betriebsvermogensvergleich (§ 4 Absatz 1 EStG)

e 1 Steuerpflichtiger wurde geschatzt (§ 162 AO).

4.2.1 Schatzung der Besteuerungsgrundlagen

Kommen Steuerpflichtige ihrer gesetzlichen Verpflichtung, Steuererklarungen und Gewinn-
ermittlungen einzureichen, nicht nach, hat die Finanzbehorde die Besteuerungsgrundlagen
zu schatzen (§ 162 AO).

Fallbeispiel 3: Schatzung der Besteuerungsgrundlagen

Dem Bundesrechnungshof lag eine Akte vor, in der die Besteuerungsgrundlagen des Steuer-
pflichtigen in den Veranlagungszeitraumen 2014 bis 2016 geschatzt wurden, weil er keine
Steuererklarungen und keine Gewinnermittlungen abgegeben hatte. Im Rahmen der Schat-
zung setzte das Finanzamt folgende Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft an:

VZ 2014 13 000 Euro
VZ 2015 15 000 Euro
VZ 2016 24 000 Euro

Der Steuerpflichtige stellte einen Antrag auf TarifermaRigung nach § 32c EStG. Das Finanz-
amt gewahrte — zurecht — die Begiinstigung, denn das Gesetz setzt fir die Anwendung des
§ 32c¢ EStG Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft voraus, unabhangig davon, wie diese
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ermittelt wurden. Wie hoch die erwirtschafteten Betriebsergebnisse tatsachlich waren und
ob es Gewinnschwankungen gegeben hatte, blieb dem Finanzamt unbekannt.

4.2.2 Sondergewinne bei der Gewinnermittlung nach
Durchschnittssatzen (§ 13a EStG)

Die Gewinnermittlung nach Durchschnittssdtzen ist eine vereinfachte, pauschalierende
Gewinnermittlungsmethode, die kleine land- und forstwirtschaftliche Betriebe begiinstigt
und weitestgehend von Aufzeichnungs- und Buchfihrungspflichten befreit.

Bei dieser Gewinnermittlungsmethode sind mit dem Ansatz des Durchschnittssatzgewinns
nach § 13a Absatz 3 Nummer 1 bis 3 EStG alle Betriebsvorgdange der land- und forstwirt-
schaftlichen Nutzung sowie Gewinne aus Sondernutzungen abgegolten, unabhangig von den
tatsachlichen Einnahmen und Ausgaben. Zu ergdnzen sind einzelne, in § 13a Absatz 7 EStG
abschlieRend aufgefiihrte, aulRergewohnliche Geschaftsvorfalle (Sondergewinne). Sonderge-
winne entstehen beispielsweise bei der VerduBerung oder Entnahme von bestimmten Wirt-
schaftsgitern des Anlagevermogens oder bei der Auflésung von Riicklagen.

Der Bundesrechnungshof stellte Gewinnschwankungen bei land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben, die den Gewinn nach Durchschnittssdtzen ermitteln, nur in Fallen fest, in denen
der Steuerpflichtige in einem Wirtschaftsjahr des Betrachtungszeitraums Sondergewinne
durch z. B. GrundstiicksverauBerungen erzielte.?° Umweltbedingte UmsatzeinbuRen bildet
die ohnehin begiinstigende Gewinnermittlung nach Durchschnittssatzen nicht ab.

4.2.3 Wechsel der Gewinnermittlungsmethode

Ursachlich fir Gewinnschwankungen war in zwei Fallen ein Wechsel der Gewinnermittlungs-
methode.

Fallbeispiel 4: Wechsel der Gewinnermittlungsmethode

In einem der untersuchten Falle fihrte der Wechsel von der Gewinnermittlung nach Durch-
schnittssatzen gemal § 13a EStG zur Bilanzierung nach § 4 Absatz 1 EStG innerhalb des ers-
ten Betrachtungszeitraums zu einer Steigerung der Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft
von lber 4 500 % (von 4 353 Euro aufgrund pauschal ermittelter Gewinne zu 196 418 Euro
aufgrund eines mittels Bestandsvergleich ermittelten Gewinns).

Die Gewinnschwankung resultierte hier aus der beglinstigenden Gewinnermittlung nach
Durchschnittssatzen, die den wirtschaftlichen Gewinn des land- und forstwirtschaftlichen

20 Feststellungen zur Wirkung von Grundstiicksgeschiften bei Tz. 4.3.
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Betriebes pauschaliert und nicht abbildet. Hingegen gibt der Gewinn, der sich bei Bilanzie-
rung ergibt, den tatsachliche Gewinn wieder.

Fallbeispiel 5: Ubergangsgewinn

Bei einem Wechsel der Gewinnermittlungsart von der Einnahmentiberschussrechnung zur
Gewinnermittlung durch Betriebsvermdgensvergleich ist ein Ubergangsgewinn zu ermitteln
und in dem Jahr als laufender Gewinn zu erfassen, in dem erstmals der Gewinn durch Betriebs-
vermogensvergleich ermittelt wird.

In einem der eingesehenen Fille lagen Antrdge auf TarifermaBigung nach § 32c EStG fiir den
ersten und fiir den zweiten Betrachtungszeitraum vor. Der Land- und Forstwirt wechselte
zum 30. Juni 2018 von der Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 EStG zum Bestandsvergleich
nach § 4 Absatz 1 EStG. Der zutreffend ermittelte Ubergangsgewinn betrug 17 600 Euro. Die
Hélfte davon erfasste der Steuerpflichtige nach § 4a Absatz 2 Nummer 1 EStG zutreffend in
den Veranlagungszeitrdumen 2017 und 2018. Fir den zweiten Betrachtungszeitraum 2017
bis 2019 stellte er einen Antrag auf TarifermaBigung nach § 32c EStG. Das Finanzamt erma-
Rigte seine Steuerlast flir 2019 antragsgemaR und erstattete rund 6 000 Euro. Ursachlich fir
die Gewinnschwankungen war in diesem Fall der Ansatz des Ubergangsgewinns, der den lau-
fenden Gewinn erhohte.

4.3 Tarifermalligung als Folge der VerauRerung oder
Entnahme von Betriebsgrundstiicken

In 35 (57 %) der eingesehenen Falle waren die Schwankungen der Einkiinfte aus Land- und
Forstwirtschaft auf die VerduBerung oder Entnahme von betrieblichen Grundstilicken bzw.
Betriebsiibergaben unter Riickbehalt von Flichen?! zuriickzufiihren. Antrage auf Tariferma-
Bigungen fuhrten hier immer zu hohen Steuererstattungen.

21 Werden bei einer Betriebsiibergabe mehr als 10 % der Flichen zuriickbehalten, ist eine Ubertragung zu
Buchwerten ausgeschlossen (§ 6 Absatz 3 EStG). Der Landwirt musste zwingend die (ibertragenen Wirt-
schaftsgiiter zum Teilwert entnehmen. Der entsprechende Gewinn ist als laufender Gewinn des Wirt-
schaftsjahres zu versteuern.
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Fallbeispiel 6: VerdauBerung von betrieblichen Grundstiicken

Der Steuerpflichtige betrieb einen_ und erwirtschaftete bei nahezu
gleich hohen Umsétzen_ folgende steuerlichen Gewinne/Verluste (Wirtschafts-
jahr 1. Juli bis 30. Juni):

Wj. 2013/14 2 291 388 Euro
Wj. 2014/15 -251 896 Euro
Wij. 2015/16 -282 786 Euro
Wj. 2016/17 37 924 Euro

Daraus ergaben sich fiir den ersten Betrachtungszeitraum folgende Einkiinfte aus Land- und
Forstwirtschaft:

VZ 2014 1 019 746 Euro,
VZ 2015 -267 341 Euro,
VZ 2016 -122 431 Euro.

Der hohe Gewinn des Wirtschaftsjahres 2013/2014 resultierte aus Grundstilicksverkaufen.
Die Ertrage aus dem Verkauf von Betriebsgrundstiicken beliefen sich auf 2 552 386,53 Euro.

Der Steuerpflichtige beantragte die TarifermaBigung nach § 32c EStG. Im Einkommensteuer-
bescheid 2016 gewahrte das Finanzamt eine TarifermaRigung i. H. v. 160 680 Euro.

4.4 Betriebsverpachtung mit
Betriebsvermogensveraullerung

In Fallen der Betriebsverpachtung haben Land- und Forstwirte ein sogenanntes Verpachter-
wahlrecht: Bei Einstellung der werbenden Tatigkeit kann der Verpachter wahlen, ob er den
Vorgang als Betriebsaufgabe behandelt und damit die Gegenstande seines Betriebes gege-
benenfalls steuerbeglinstigt in sein Privatvermdgen tberfihrt (§ 16 Absatz 2 EStG und § 16
Absatz 4 EStG) oder ob er den Betrieb wahrend der Verpachtung in anderer Form als soge-
nannten Verpachtungsbetrieb fortfihren will.

In 17 der untersuchten Steuerfdlle erzielten die Steuerpflichtigen als selbst nicht mehr aktive
Land- und Forstwirte Einkiinfte nach § 13 EStG aus der Verpachtung eines land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebs im Ganzen. In diesen Féallen bericksichtigten die Bearbeiterin-
nen und Bearbeiter der Finanzamter eine TarifermaRigung von insgesamt

rund 210 000 Euro.

Im Mehrjahresvergleich (auch auRerhalb des Betrachtungszeitraums 2014 bis 2016) waren in
diesen 17 Fallen die Betriebseinnahmen aus der Verpachtung der Betriebe anndhernd gleich.
»AusreiBer” in den Umsatzen (und damit auch den Gewinnen bzw. Einklinften) aus Land-
und Forstwirtschaft, die zu Gewinnschwankungen fiihrten, ergaben sich bei den
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Verpachtungsfallen ausschlieBlich durch die VeraulRerung von Grundstlicken des land- und
forstwirtschaftlichen Betriebsvermogens.

Die Verpéachter erzielen passive Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft. Auch fir diese Ein-
kiinfte ist eine TarifermaRigung nach § 32c Absatz 1 EStG moglich, denn auch passive Ein-
kiinfte zahlen zu den Einkilinften im Sinne des § 13 EStG und sind nach § 32c Absatz 1 Satz 1
i. V. m. § 32c Absatz 5 EStG nicht von der TarifermaRigung ausgenommen. Ertragseinbulen,
auch durch den globalen Klimawandel verursachte, betreffen aber regelmaRig nur den akti-
ven Landwirt, also den Pachter eines derartigen Betriebes.

4.5 Ausschiuttungen Beteiligungen an Genossenschaften

In drei Fallen erzielten Land- und Forstwirte erhebliche Einnahmen aus Ausschiittungen

_. Die jeweils zugrunde liegende Genossenschaftsbeteiligung

gehorte zu ihrem land- und forstwirtschaftlichen Betriebsvermégen. Die Ausschittungen der
Genossenschaften fiihrten jeweils in einem Wirtschaftsjahr des ersten Betrachtungszeitrau-
mes zu enormen Gewinnen. Auf Antrag der Steuerpflichtigen gewahrte das jeweils zustan-
dige Finanzamt TarifermaRigungen nach § 32c¢ EStG von insgesamt rund 140 000 Euro.

Fallbeispiel 7: Ausschiittungen bei Genossenschaftsbeteiligungen

Der Steuerpflichtige fiihrte einen landwirtschaftlichen Betrieb und baute _,

_ an. Die Umsatze aus der landwirtschaftlichen Tatigkeit betrugen

(Wirtschaftsjahr 1. Juli bis 30. Juni):

Wj. 2013/14 29751 Euro
Wj. 2014/15 19 505 Euro
Wij. 2015/16 15414 Euro
Wj. 2016/17 34 458 Euro

Fir die Wirtschaftsjahre des ersten Betrachtungszeitraums ermittelte er die folgenden Ein-
kiinfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 EStG:

Wj. 2013/14 547 587 Euro
Wj. 2014/15 -30 861 Euro
Wj. 2015/16 -54 047 Euro
Wj. 2016/17 -35 829 Euro

Die Einklinfte nach § 13 EStG betrugen in den Veranlagungszeitraumen:

VZ 2014 258 363 Euro
VZ 2015 -42 454 Euro
VZ 2016 -44 938 Euro
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Der Steuerpflichtige hielt in seinem Betriebsvermogen eine Beteiligung_

B cic im Wirtschaftsjahr 2013/14 insgesamt i} Euro an ihn ausschiit-

tete. Die Ausschiittung der Genossenschaft wirkte sich unter Bericksichtigung der Regelun-
gen des Teileinkiinfteverfahrens nach § 3 Nummer 40d EStG zu 60 % || G i
Wirtschaftsjahr 2013/2014 gewinnerhdhend aus.

Der Landwirt stellte fiir den ersten Betrachtungszeitraum 2014 bis 2016 einen Antrag auf
Tarifermaligung nach § 32c EStG. Die TarifermaRigung flihrte zu einer Gesamterstattung
i. H. v. rund 46 500 Euro.

Im Betrachtungszeitraum 2014 bis 2016 erzielte der Landwirt nur im Veranlagungszeit-
raum 2014 positive Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft. Der Gewinn war insbesondere
auf die auRerordentliche Ausschittung |GGG 2vriczufihren. Die
Genossenschaft hatte in ihrem Wirtschaftsjahr 2014 Anlagevermogen veraufRert und auf-
grund der erheblichen stillen Reserven, die in einem Grundstiick ruhten, einen hohen Gewinn
realisiert, den sie anschliefend an die beteiligten Genossen ausgeschiittet hatte.

4.6 Auflésung von Ricklagen nach § 6b oder § 6¢ EStG und
von Ruicklagen fiir Ersatzbeschaffung

Dem Grunde nach sind Reinvestitionsriicklagen nach § 6b EStG (bzw. § 6¢ EStG bei der
Gewinnermittlung nach Einnahmeniiberschussrechnung) und Riicklagen fir Ersatzbeschaf-
fung nach R 6.6 EStR und deren Auflésung in ihrer Wirkungsweise vergleichbar. Die Bildung
dieser Ricklagen ermdglicht es Land- und Forstwirten, eine Gewinnrealisierung von aufge-
deckten stillen Reserven zu vermeiden. Reinvestiert der Landwirt innerhalb des gesetzlichen
Zeitraums nicht, ist die Riicklage gewinnerhohend aufzulésen und dem laufenden Gewinn
zuzurechnen.

In 9 Féallen (15 %) hatten die Land- und Forstwirte nach Grundstiicksverkaufen in einem Wirt-
schaftsjahr vor dem Betrachtungszeitraum 2014 bis 2016 Reinvestitionsriicklagen gebildet
und diese wahrend des Betrachtungszeitraums gewinnwirksam aufgel6st. Die Hohe der auf-
gelosten Riicklagen betrug zwischen 60 000 Euro und 415 000 Euro; insgesamt waren

2 031 723 Euro an Riicklagen aufgel6st worden. Daraus ergaben sich TarifermaRigungsbe-
trage nach § 32c EStG von insgesamt 224 513 Euro.

In demselben Betrachtungszeitraum hatten 10 Land- und Forstwirte Riicklagen nach §§ 6b,
6¢ EStG von insgesamt 2 965 628 Euro (jeweils zwischen 34 000 Euro und 799 561 Euro)
gebildet. Die Riicklagen stammten alle aus VerduBerungen betrieblicher Grundstiicke.

In einem Fall stellte der Bundesrechnungshof die Auflésung einer Riicklage fiir Ersatzbe-

schaffung von 138 000 Euro fest. Die Tarifglattung flhrte zu einer Steuerermafligung von
11 653 Euro.
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4.7 Investitionsabzugsbetrag nach § 7g EStG (IAB)

Steuerpflichtige kénnen fur die kiinftige Anschaffung oder Herstellung eines abnutzbaren,
beweglichen Wirtschaftsguts des Anlagevermdgens bis zu 40 %?? der voraussichtlichen
Anschaffungs- oder Herstellungskosten, hochstens 200 000 Euro, als IAB gewinnmindernd
abziehen. Unterbleibt die geplante Investition oder war der IAB zu hoch, ist der (liberschie-
Rende) IAB riickgangig zu machen.

In sechs Fallen hatten Land- und Forstwirte einen Antrag auf TarifermafRigung nach § 32c EStG
gestellt, bei denen die Gewinnschwankung in einem Jahr des Betrachtungszeitraumes ledig-
lich in der Bildung eines IAB begriindet war. In diesen Fallen beriicksichtigten die Finanzbe-
horden eine Tarifermaligung von insgesamt rund 90 000 Euro.

Durch die Bildung von IAB nach § 7g EStG hat der Landwirt seinen betrieblichen Gewinn
gemindert. Die daraus resultierenden Gewinnschwankungen in den Veranlagungszeitrau-
men des Betrachtungszeitraums wurden durch die TarifermaBigung nach § 32c EStG ausge-
glichen. Nachweislich stehen die ,,Gewinnschwankungen” in keinem Zusammenhang mit
Umsatzverdanderungen durch den Klimawandel.

4.8 Umsatz- und Gewinnsteigerungen

Bei vier der eingesehenen Falle waren die Gewinnschwankungen im Betrachtungszeitraum
auf jahrliche Umsatz- und Gewinnsteigerungen zurilickzufihren.

Fallbeispiel 8: Umsatz- und Gewinnsteigerungen

Der Landwirt baute [Jij an. Die Umsitze aus dieser Tétigkeit betrugen (Wirtschaftsjahr
1. Juli bis 30. Juni):

Wj. 2013/14 451 051 Euro
Wj. 2014/15 476 035 Euro
Wj. 2015/16 915 988 Euro
Wj. 2016/17 1 895 496 Euro

22 |AB, die in einem nach dem 31. Dezember 2019 endenden Wirtschaftsjahr in Anspruch genommen werden,
kdnnen bis zu 50 % der voraussichtlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten betragen (JStG 2020).
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Er erzielte folgende Gewinne:

Wj. 2013/14 -73 567 Euro
Wj. 2014/15 -56 750 Euro
Wj. 2015/16 264 273 Euro
Wj. 2016/17 1106 071 Euro

In den Gewinnermittlungen der Wirtschaftsjahre wurden keine gewinnwirksamen Steuerbe-
gunstigungen (§§ 7g, 6¢ EStG) vorgenommen. AuRerdem erfolgten keine Grundstiicksent-
nahmen oder -verkdufe. Die erklarten Umsatze resultierten vollumfanglich aus der landwirt-
schaftlichen Tatigkeit.

Der Landwirt stellte am 13. Juli 2020 einen Antrag auf TarifermaRigung nach § 32c EStG. Das
Finanzamt ermittelte einen TarifermaRigungsbetrag von 31 337 Euro.

Unzweifelhaft steigerte der Landwirt in den Wirtschaftsjahren des Betrachtungszeitraums
seine Umsatze und seinen Gewinn erheblich. Durch die gestiegenen Umsatze erhohte sich
auch jahrlich der Gewinn aus dem landwirtschaftlichen Betrieb. Bei der TarifermaRigung
nach & 32¢ EStG wurden letztendlich die Gewinne auf die Veranlagungszeitraume des Betrach-
tungszeitraums verteilt.

In einem anderen Fall resultierten die Gewinnschwankungen aus Umsatz- und Gewinnsteige-
rungen, weil die Bewirtschaftung des landwirtschaftlichen Betriebes erweitert wurde.

Fallbeispiel 9: Betriebserweiterung

Der Landwirt produzierte || ij Erzeugnisse. Im Wirtschaftsjahr 2016/17 erweiterte er

sein Tatigkeitsfeld ||| | | | - Dic Einnahmen daraus betrugen 324 331,16 Euro.

In den Einkommensteuerbescheiden wurden folgende Einkiinfte aus Land- und Forstwirt-
schaft angesetzt:

VZ 2014 -18 153 Euro
VZ 2015 -49 428 Euro
VZ 2016 38 574 Euro

In diesem Fall war die Erhéhung des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft im Wirtschafts-

jahr 2016/17 eindeutig auf die zusitzliche Bewirtschaftung |Gz zvrockzufin-
ren.
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5 Wairdigung

Die TarifermaRigung nach § 32c EStG gewdhrt Land- und Forstwirten beachtliche tarifbe-
dingte Steuervorteile. Diese sind umso groRer, je unterschiedlicher die Einklinfte aus Land-
und Forstwirtschaft in den Veranlagungszeitraumen des Betrachtungszeitraums sind.

In keinem der eingesehenen Falle hat der Bundesrechnungshof Anhaltspunkte dafiir gefun-
den, dass die oftmals stark schwankenden Einkiinfte auf ErtragseinbufSen als Folge des glo-
balen Klimawandels zurickzufiihren und damit natur- und sektoralbedingt waren. Vielmehr
resultierten die Gewinnschwankungen aus gangigen, auch in anderen Wirtschaftsbereichen
Ublichen Geschaftsvorfallen oder aus der Austibung steuerlicher Wahlrechte.

Die Regelung geht damit in der Praxis an dem gesetzgeberischen Ziel vorbei zu verhindern,
dass Betriebe durch Preisschwankungen ihrer land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse
infolge des globalen Klimawandels steuerlich belastet werden. Als ursachlich hierfiir sah der
Bundesrechnungshof, dass die Anwendung nicht auf Ergebnisse der landwirtschaftlichen Ur-
produktion eines aktiv bewirtschafteten land- und forstwirtschaftlichen Betriebs beschrankt
ist. So beglinstigt § 32c EStG insbesondere auch aulRerordentliche Gewinne, die in keinem
direkten Zusammenhang mit der eigentlichen Bewirtschaftung des land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebes stehen, beispielsweise die Entnahme oder den Verkauf betrieblicher Grund-
sticke.

§ 32c EStG tritt dabei neben andere Regelungen, die Land- und Forstwirten den Ausgleich
von Gewinnschwankungen ermoglichen. So schaffen steuerlich begiinstigende Wahlrechte
wie der IAB oder Riicklagen nach § 6b EStG schon die Moglichkeit, Gewinne nicht nur veran-
lagungszeitraum-, sondern auch wirtschaftsjahriibergreifend zu verschieben. Auch hat der
Gesetzgeber mit § 4a Absatz 2 Nummer 1 EStG bereits eine Norm geschaffen, die bei Land-
und Forstwirten eine vom Kalenderjahr abweichende Gewinnermittlung fiir das Wirtschafts-
jahr bestimmt, um eine Gewinnglattung volatiler land- und forstwirtschaftlicher Gewinne zu
erreichen.

Dariber hinaus hielt der Bundesrechnungshof die mit der Regelung des § 32c EStG einherge-
hende Privilegierung bestimmter Einklinfte fir rechtlich bedenklich. So beglinstigt die Tarifer-
maRigung nur natlirliche Personen, die Einkiinfte nach § 13 EStG erzielen. Vom globalen Kli-
mawandel und den sich daraus ergebenden wirtschaftlichen Folgen sind aber gleichermalRen
land- und forstwirtschaftliche Betriebe betroffen, die aufgrund ihrer Struktur oder ihrer
Rechtsform gewerbliche Einkiinfte erzielen — und keine Einki{infte aus Land- und Forstwirt-
schaft. Diesen versagt der Gesetzgeber eine Begiinstigung der Gewinnschwankungen nach

§ 32c EStG. Zudem sind auch Ertrage anderer Wirtschaftszweige von Wettereinfllissen abhan-
gig und unterliegen dadurch bedingten Gewinnschwankungen. Diese Einkiinfte sind jedoch
explizit von einer Tarifermafigung ausgeschlossen.
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6 Empfehlung

Um die TarifermaBigung entsprechend dem Ziel des Gesetzgebers umzusetzen, ware eine
Anderung des § 32c EStG notwendig. Gewinne, die auRerhalb der operativen Titigkeit eines
land- und forstwirtschaftlichen Betriebs erzielt werden, waren von der Begiinstigung auszu-
nehmen. Zudem misste gewdhrleistet sein, dass es nicht zu Mehrfachbeglinstigungen
kommt, z. B. durch Auslibung steuerlicher Wahlrechte.

Da die TarifermaRigung letztmalig fir den Veranlagungszeitraum 2022 anzuwenden ist, halt
der Bundesrechnungshof eine entsprechende Anderung der Regelung fiir geboten, wenn sie
in der derzeit geltenden Form verlangert oder als Dauerregelung etabliert werden sollte.

In diesem Fall sollte die Bundesregierung auf der Grundlage ihrer eigenen subventionspoliti-
schen Leitlinien auch priifen, ob das Ziel der TarifermaBigung besser durch eine direkte For-

derung zu erreichen ist. Nach diesen Leitlinien sollen Subventionen vorrangig als Finanzhilfen
und nicht als Steuervergiinstigungen gewahrt werden.

Korn Dr. Dingendorf

27



	0 Zusammenfassung
	1 Gegenstand, Anlass und Umfang der Prüfung
	2 Rechtslage
	2.1 Rechtsentwicklung
	2.2 Regelungsinhalte
	2.2.1 Anwendung
	2.2.2 Betrachtungszeitraum
	2.2.3 Berechnung der Tarifermäßigung


	3 Allgemeine Feststellungen
	3.1 Bedeutung der Tarifermäßigung
	3.2 Bearbeitungsverfahren in den Finanzämtern

	4 Analyse der untersuchten Steuerfälle mit Tarifermäßigung
	4.1 Anwendungsunterschiede im Hinblick auf die Einkünfteverteilung im Betrachtungszeitraum
	4.1.1 Keine Tarifermäßigung trotz Einkünften in drei Veranlagungszeiträumen
	4.1.2 Tarifermäßigung trotz Einkünften in nur zwei Veranlagungszeiträumen

	4.2 Tarifermäßigung in Abhängigkeit von der Gewinnermittlungsart
	4.2.1 Schätzung der Besteuerungsgrundlagen
	4.2.1 Schätzung der Besteuerungsgrundlagen
	4.2.2 Sondergewinne bei der Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen (§ 13a EStG)
	4.2.3 Wechsel der Gewinnermittlungsmethode

	4.3 Tarifermäßigung als Folge der Veräußerung oder Entnahme von Betriebsgrundstücken
	4.4 Betriebsverpachtung mit Betriebsvermögensveräußerung
	4.5 Ausschüttungen Beteiligungen an Genossenschaften
	4.6 Auflösung von Rücklagen nach § 6b oder § 6c EStG und von Rücklagen für Ersatzbeschaffung
	4.7 Investitionsabzugsbetrag nach § 7g EStG (IAB)
	4.8 Umsatz- und Gewinnsteigerungen

	5 Würdigung
	6 Empfehlung



